
konsequent verwirklicht wurden. Es war keine wirksame 
Bestandskontrolle gewährleistet. Die betriebliche Lager­
ordnung wurde auf dem Lagerplatz nicht durchgesetzt. 
Sie entsprach außerdem unzureichend den Erfordernissen 
des rationellen Einsatzes und der effektiven Verwendung 
von Materialien.
Da der Baubetrieb dem örtlichen Rat untersteht, wandte 
sich der Staatsanwalt des Kreises wegen der festgestellten 
Gesetzesverletzungen mit einer Aufsichtsmaßnahme an 
den Vorsitzenden des Rates. Sie diente vor allem dem Ziel, 
die Fachorgane, die gemäß § 12 Abs. 2 GöV die Anleitung 
und Kontrolle der dem Rat unterstehenden Betriebe ver­
wirklichen, bei der Wahrnehmung der ihnen übertragenen 
Verantwortung für die Durchsetzung der sozialistischen 
Gesetzlichkeit sowie für die Festigung der Sicherheit und 
Ordnung zu unterstützen. Zugleich kam es darauf an, den 
örtlichen Rat, dem auch die Vergabe von Lagerflächen im 
Territorium obliegt, auf vorbeugende Maßnahmen zu 
orientieren, die die ordnungsgemäße und effektive Nut­
zung dieser Lagerflächen durch Betriebe sichern helfen.
Die Aufsichtsmaßnahme führte zu folgenden Ergebnis­
sen:
1. Im Zusammenwirken mit der zuständigen Fachabteilung 
des Rates wurde unter Auswertung fortgeschrittener Er­
fahrungen die Lagerordnung des Betriebes überarbeitet
2. Die Aufsichtsmaßnahme wurde durch den Vorsitzenden 
des Rates mit den Leitern aller Betriebe und Einrichtun­
gen ausgewertet, die Lagerflächen im Territorium nutzen. 
An der Aussprache nahm auch der Stellvertreter des Kreis­
staatsanwalts teil.
3. Der Vorsitzende des Rates beauftragte die Stadträte, 
in ihren Verantwortungsbereichen den Stand der Durch­
setzung der Gesetzlichkeit auf dem Gebiet der Material- 
und Lagerwirtschaft in denjenigen Betrieben einzuschät­
zen, die Lagerflächen im Territorium nutzen.
4. Der .Rat legte fest, daß bei der Vergabe von Lagerflä­
chen vor der Erteilung einer Standortgenehmigung gründ­
lich zu prüfen ist, ob eine Notwendigkeit dafür besteht, 
Ferner wurde festgelegt, daß die Standortgenehmigung 
prinzipielle Hinweise über die Gewährleistung von Ord­
nung und Sicherheit auf dem Lagerplatz und den Einsatz 
geeigneter Kader zu enthalten haben und daß eine solche 
Genehmigung erst dann erteilt wird, wenn der Betrieb 
gleichzeitig eine Lagerordnung vorlegt.
Die Aufsichtsmaßnahme trug somit dazu bei, eine gewis­
senhafte und sorgfältige Bestandshaltung auf den Lager­
plätzen zu gewährleisten und das gemeinsame Bemühen 
der Bürger und des örtlichen Rates um vorbildliche Ord­
nung, Disziplin und Sicherheit im Territorium zu fördern.

DIETER EBERT,
Staatsanwalt der Stadt und des Kreises Brandenburg

Verzicht auf mündliche Verhandlung 
bei Unterhaltsabänderungsverfahren
Seit dem Inkraftreten der neuen ZPO ist das Kreisgericht 
Stendal bemüht, unter Anwendung des § 65 ZPO insbe­
sondere Unterhaltsabänderungsverfahren zügig und kon­
zentriert zu erledigen. Wir wollen im Interesse der Pro­
zeßparteien unter strikter Beachtung ihrer Rechte und 
Pflichten mit geringem Aufwand und ohne Beeinträchti­
gung der Qualität des gerichtlichen Verfahrens alle für 
die Entscheidung erheblichen Tatsachen wahrheitsgemäß 
feststellen und die Verfahren in der Regel innerhalb eines 
Monats abschließen. Eine Analyse der Unterhaltsabände­
rungsverfahren des Jahres 1976 ergab einige Erkenntnisse, 
die auch für die Arbeit anderer Kreisgerichte bedeutsam 
sein können.
Unterhaltsabänderungsverfahren sind in der Regel so­
wohl rechtlich als auch tatsächlich unkompliziert und be­

dürfen bei guter Vorbereitung des Verfahrens nur kurzer 
Bearbeitungszeiten. Deshalb ist es in diesen Fällen häufig 
zweckmäßig, die Prozeßparteien darauf hinzuweisen, daß 
sie gemäß § 65 ZPO auf die mündliche Verhandlung ver­
zichten können. Ein solcher Verzicht ist für die Prozeß­
parteien von Vorteil, weil sie keine Freistellung von der 
Arbeit zu beantragen brauchen. Aber auch in der gericht­
lichen Tätigkeit ergeben sich sowohl für den Richter als 
auch für die technischen Mitarbeiter insbesondere Zeit­
ersparnisse.
Es wäre natürlich falsch, die Prozeßparteien bei Unter­
haltsabänderungsverfahren generell zu einem Verzicht auf 
die mündliche Verhandlung zu bewegen. Die Untersuchung 
der Praxis an unserem Kreisgericht hat jedoch ergeben, 
daß immerhin 45 Prozent der Verfahren ohne mündliche 
Verhandlung erledigt werden konnten.
Von den Verfahren, die nach einer mündlichen Verhand­
lung erledigt wurden, waren 80 Prozent aus sachlichen 
Gründen nicht geeignet, ohne mündliche Verhandlung ab­
geschlossen zu werden. Lediglich bei 20 Prozent dieser Ver­
fahren war das Bemühen des Gerichts, durch ein Hinweis­
schreiben die Bereitschaft der Prozeßparteien zum Verzicht 
auf die mündliche Verhandlung zu erreichen, vergeblich. 
Entweder wurden diese Schreiben nicht beantwortet, oder 
die Prozeßparteien bestanden auf einer mündlichen Ver­
handlung, auch wenn sie sich dann nach Erörterung der 
Sach- und Rechtslage in der Verhandlung schon im ersten 
Termin einigten. Das macht m. E. deutlich, daß es unter 
den Werktätigen doch noch einige Vorbehalte gegen diese 
Art der Erledigung eines Unterhaltsabänderungsverfahrens 
gibt.
Die Erfahrungen an unserem Gericht zeigen, daß 71,2 Pro­
zent aller Unterhaltsabänderungsverfahren in einer Frist 
von 3 bis 4 Wochen abgeschlossen werden konnten. Dar­
unter befinden sich alle Verfahren, in denen auf die münd­
liche Verhandlung verzichtet wurde. Dagegen konnten die 
Verfahren, in denen eine mündliche Verhandlung statt­
finden mußte, nur zu 51,3 Prozent innerhalb eines Monats 
erledigt werden. Verzögerungen ergaben sich vorwiegend 
durch die Beiziehung von Auskünften und Beweismitteln, 
die teilweise erst nach wiederholter Anmahnung bei Ge­
richt eingingen.
Die Prozeßparteien teilen dem Gericht auch nicht immer 
fristgemäß mit, ob sie auf eine mündliche Verhandlung 
verzichten oder nicht. Mitunter konnte das Einverständnis 
zum Verzicht auf die mündliche Verhandlung erst dann 
eingeholt werden, wenn die erforderlichen Beweismittel 
beigebracht worden waren. Außerdem haben natürlich 
auch die Ladungsfristen und die Belastung des Richters 
bei der Ansetzung von Terminen Einfluß auf die Dauer 
der Bearbeitungsfrist. Unter diesen Umständen ist der 
Richter nicht selten vor die Frage gestellt, ob er im Inter­
esse einer zügigen Erledigung sofort Termin zur mündli­
chen Verhandlung anberaumt und bei Vorliegen der Vor­
aussetzungen des § 65 Abs. 1 ZPO noch nachträglich das 
Einverständnis der Prozeßparteien zum Verzicht auf die 
mündliche Verhandlung einholt, obwohl dies nicht zwin­
gend vorgeschrieben ist.
Beim Kreisgericht Stendal hat es sich bewährt, daß bei 
Aufnahme der Klage durch die Rechtsantragstelle das Ein­
verständnis des Klägers mit einem Verzicht auf die münd­
liche Verhandlung mit aufgenommen wird. Wir haben 
außerdem die am Kreisgericht auftretenden Rechtsanwälte 
darauf hingewiesen, daß sie bei Aufnahme der Klage die 
Prozeßparteien über diese Möglichkeit unterrichten.
Hat der Kläger auf die mündliche Verhandlung verzichtet, 
erhält der Verklagte mit Zustellung der Klage ein Hin­
weisschreiben, in dem er aufgefordert wird, sich zur Klage 
zu äußern und mitzuteilen, ob er mit einer Entscheidung 
ohne mündliche Verhandlung einverstanden ist. Gleich­
zeitig wird dem Verklagten mitgeteilt, welchen anrech­
nungsfähigen Durchschnitts-Nettoverdienst die vorlie­
gende Verdienstbescheinigung (einschließlich Jahresend-
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